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„Förderverein zur Gründung einer Bürgerstiftung 
Schöneberg Plus“ e.V.  

 

Satzung – 29. September 2011 

 

 

A. Verein 

§ 1 Zweck des Vereins  
 
(1) Der „Förderverein zur Gründung einer Bürgerstiftung Schöneberg Plus“ e.V. ver-
folgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnit-
tes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Seine Tätigkeit ist nach Sat-
zung und tatsächlicher Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar darauf ge-
richtet, die Allgemeinheit selbstlos zu fördern.  
 
Zweck des Vereins ist  

• die Förderung von Kunst und Kultur; 
• die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebie-

ten der Kultur und des Völkerverständigungsgedankens; 
• die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern; 
• die Förderung der Kriminalprävention; 
• die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten ge-

meinnütziger Zwecke. 
 
Der Satzungszweck wird verwirklicht durch die Förderung des Interesses der Bürge-
rinnen und Bürger an einer selbsttragenden, nachhaltig wirkenden bürgerorientierten 
Stadtteilarbeit in und um Schöneberg, der Gründung einer dies fördernden Struktur, 
der Bürgerstiftung Schöneberg Plus und die Kapitalbeschaffung und deren Weiter-
gabe an die selbige, sofern die Bürgerstiftung als gemeinnützig im Sinne der Abga-
benordnung anerkannt ist.  
 
(2) Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 
 
(3) Der Verein veröffentlicht die im Rahmen seiner oben beschriebenen Tätigkeit die 
Ergebnisse seiner Arbeit und die Arbeit seiner Organe (insbesondere der Arbeits-
gruppen) regelmäßig und in angemessener Weise.  
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§ 2 Name, Sitz und Geschäftsjahr des Vereins  
 
(1) Der Verein führt den Namen "Förderverein  zur Gründung einer Bürgerstiftung 
Schöneberg Plus“. 
 
(2) Nach erfolgter Eintragung im Vereinsregister, die alsbald erwirkt werden soll, 
trägt er den Zusatz "e. V." 
 
(3) Sitz des Vereins ist Berlin. 
 
(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

 

B. Mitgliedschaft 

§ 3 Mitgliedschaft  
 

(1) Mitglied kann jede  natürliche oder juristische Person sein, die Interesse an der 
Verwirklichung der Vereinsziele hat. Voraussetzung ist eine an den Vereinsvorstand 
gerichtete Anmeldung zur Aufnahme, in der sich der Anmeldende zur Einhaltung der 
Satzungsbestimmungen verpflichtet. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. 
Parteien und deren Gliederungen sind ausgenommen. 
 
(2) Die Mitgliedschaft endet  
 

a) durch Tod; 
 
b) durch Austritt, der nur schriftlich gegenüber dem Vorstand die unter Beach-
tung einer Kündigungsfrist vom 6 Monaten zum Monatsende erklärt werden 
kann.  
 
c) durch förmliche Ausschließung, die nur durch Beschluss der Mitgliederver-
sammlung erfolgen kann; 
 
d) durch Ausschließung mangels Interesses, die durch Beschluss des Vor-
standes ausgesprochen werden kann, wenn ohne besondere Rechtfertigung 
für mindestens 1 Jahr die Beiträge nicht entrichtet worden sind. 

 
(3) Von den Mitgliedern sind Beiträge zu entrichten, deren Höhe und Fälligkeit von 
der Mitgliederversammlung in einer gesonderten Beitragsordnung festgelegt wer-
den. In Härtefällen entscheidet der Vorstand auf schriftlichen Antrag des betroffenen 
Mitgliedes. 
 
(4) Bei seinem Ausscheiden aus dem Verein hat ein Mitglied keinen Anspruch be-
züglich des Vereinsvermögens. Mitgliedsbeiträge, Umlagen und Spenden werden 
nicht zurückerstattet.  
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C. Organe 

§ 4 Aufbau und Organe   
 
Organe des Vereins sind 
 
1. die Mitgliederversammlung, 
 
2. der Vorstand  
 
 
§ 5 Mitgliederversammlung  
 
(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung ist zweimal jährlich abzuhalten. Die erste 
Sitzung hat nach Möglichkeit im ersten Quartal des jeweiligen Jahres stattzufinden.  
Sie beschließt insbesondere über: 
 

a) Satzungsänderungen, 
 
b) die Bestellung und Abberufung von Vorstandsmitgliedern sowie deren Ent-
lastung, 
 
c) die Höhe und Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge, 
 
d) Beschlussfassung über den Haushaltsplan, 
 
e) Genehmigung der Jahresrechnung, 
 
f) Wahl der Kassenprüfer, 
 
g) die Auflösung des Vereins und die Verwendung seines Vermögens. 

 
(2) Der Vorstand beruft die Mitgliederversammlung durch besondere schriftliche Ein-
ladung der Mitglieder unter Angabe der Tagesordnung ein. Die Einladung ergeht 
ausschließlich elektronisch an die letzte dem Vorstand benannte E-Mail-Adresse 
und muss mindestens 2 Wochen vor der Versammlung elektronisch versendet wer-
den. Die postalische Versendung der Einladung soll aus Kostengründen die Aus-
nahme bleiben und muss individuell beantragt werden. Der Vorstand bestimmt die 
Tagesordnung; jedes Mitglied kann die Ergänzung der Tagesordnung bis spätestens 
1 Woche vor der Mitgliederversammlung beantragen. 
 
(3)  Jedes Mitglied hat eine Stimme. Bei der Beschlussfassung entscheidet die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorsit-
zenden. Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. Abstimmungen erfolgen 
durch Handzeichen, nur auf gesonderten Beschluss schriftlich durch Stimmzettel.  
Wahlen erfolgen geheim. Beschlüsse, durch die die Satzung oder der Vereinszweck 
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geändert werden sowie Beschlüsse über die Auflösung des Vereins bedürfen einer 
Mehrheit von dreiviertel der erschienenen Mitglieder. 
 
(4) Beschlüsse über Satzungsänderungen und über die Auflösung des Vereins sind 
dem zuständigen Finanzamt anzuzeigen. Satzungsänderungen, die die in § 1 ge-
nannten gemeinnützigen Zwecke betreffen, bedürfen der Einwilligung des zuständi-
gen Finanzamtes. 
 
(5) Der Vorstand benennt einen Versammlungsleiter und einen Protokollführer. Über 
die Verhandlungen der Mitgliederversammlungen ist eine Niederschrift zu fertigen, 
die vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. Diese Niederschrift muss den Mitglie-
dern innerhalb von 2 Monaten zugänglich sein; Einwendungen können nur innerhalb 
eines Monats, nachdem die Niederschrift zugänglich gemacht worden ist, erhoben 
werden. 
 
(6) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn das Inte-
resse des Vereins dies erfordert oder wenn mindestens 20 % der Mitglieder dies 
unter Angabe des Grundes und des Zwecks schriftlich gegenüber dem Vorstand 
verlangt haben. Kommt der Vorstand einem solchen Verlangen nicht nach, können 
diese Mitglieder die Mitgliederversammlung selbst einberufen.  
 
 
§ 6 Vereinsvorstand  
 
(1) Der Vorstand besteht aus  
 

a) der/dem Vorsitzenden, 
 
b) den stellvertretenden Vorsitzenden, 
 
c) der/dem Schatzmeister/in sowie 
 

Der Vorstand des Vereins soll mindestens 3, höchstens 15 Vorstandsmitglieder auf-
weisen. 
 
(2) Der Vorstand wird mit Gründung des Vereins von der Mitgliederversammlung für 
die Dauer einer Amtsperiode von 6 Monaten gewählt. In der Folgezeit wird er von 
der Mitgliederversammlung für die Dauer einer Amtsperiode von 1 Jahr gewählt. 
 
(3) Zu Vorstandsmitgliedern können, soweit in dieser Satzung nichts anderes be-
stimmt ist, nur Mitglieder des Vereins bzw. deren gesetzliche Vertreter bestellt wer-
den. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes kann für seine restli-
che Amtszeit vom Vorstand ein Nachfolger bestellt werden. 
 
(4) Scheidet während der Dauer der Amtsperiode der Vorsitzende aus oder legt sein 
Amt nieder, so entscheidet der Vorstand im Übrigen darüber, welcher seiner Stell-
vertreter kommissarisch bis zur nächsten Mitgliederversammlung den Vorsitz über-
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nimmt. Verliert während der Dauer der Amtsperiode ein Vorstandsmitglied seine 
Vertretungsbefugnis für ein Mitglied oder wird die Mitgliedschaft der vertretenen ju-
ristischen Person beendet, scheidet das Vorstandsmitglied aus dem Vorstand aus, 
sofern nicht eine Mitgliedschaft als natürliche Person begründet wird. 
 
(5) Die Amtsperiode eines Vorstands beginnt jeweils mit dem Abschluss der Mitglie-
derversammlung, in der Neuwahlen des Vorstandes durchgeführt wurden. Die 
Amtsperiode endet nach 1 Jahr und der Wahl eines neuen Vorstandes. 
 
(6) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, in der insbesondere die Ge-
schäftsverteilung festgelegt wird. 
 
(7) Der Vorstand beschließt über sämtliche Angelegenheiten des Vereins, soweit 
nicht die Mitgliederversammlung Kraft dieser Satzung zuständig ist.  
 
(8) Der Vorstand hat insbesondere folgende Aufgaben: 
 

a) Vorbereitung der Mitgliederversammlung, Aufstellung der Tagesordnung 
und Einberufung der Mitgliederversammlung; 
 
b) Festlegung von Arbeitsschwerpunkten des Vereins; 
 
c) Vorschläge zur Einsetzung von Kommissionen, Arbeitsgruppen und Son-
dergremien; 
 
d) Beschlussfassung über den Haushaltsplanentwurf für jedes Geschäftsjahr 
sowie 
 
e) Beschlussfassung über Aufnahme, Austritt und Ausschluss von Vereins-
mitgliedern. 

 
(9) Der Vereinsvorstand ist verpflichtet 
 

a) die Beschlüsse der Mitgliederversammlungen umzusetzen, 
 
sowie 
 
b) auf Anliegen der Mitglieder einzugehen. 

 
(10) Den Vorstand im Sinne des § 26 Abs. 2 BGB bilden der Vorsitzende und die 
stellvertretenden Vorsitzenden. Der Verein wird nach außen vertreten (§ 26 Abs. 2 
BGB) durch den Vorsitzenden und den stellvertretenden Vorsitzenden. Den stellver-
tretenden Vorsitzenden obliegt im Innenverhältnis allerdings die Pflicht, von dieser 
Einzelvertretungsmacht nur im Falle einer Verhinderung des Vorsitzenden Gebrauch 
zu machen. Für Rechtshandlungen mit einem Gegenstandswert von mehr als € 
5.000 ist die Zustimmung der Mitgliederversammlung erforderlich. 
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(11) Der Vorstand entscheidet durch Beschluss in Vorstandssitzungen, zu denen er 
mindestens einmal im Quartal zusammentritt und über die eine Niederschrift zu fer-
tigen ist. Die Einladung ergeht ausschließlich per E-Mail mit einer Frist von einer 
Woche durch den Vorsitzenden, im Falle dessen Verhinderung durch einen stellver-
tretenden Vorsitzenden.  
 
 
§ 7 Arbeitsgruppen  
 
(1) Die Anzahl und die Arbeitsinhalte von ggf. einzurichtenden Arbeitsgruppen be-
schließt die Mitgliederversammlung auf Empfehlung des Vorstandes. 
 
(2) Jedes Mitglied kann sich für die Mitgliedschaft in einer oder mehreren Arbeits-
gruppen entscheiden. Es hat das Recht, an den Sitzungen der Arbeitsgruppen teil-
zunehmen, auch wenn es nicht Mitglied dieser Arbeitsgruppen ist. 
 
(3) Jede Arbeitsgruppe muss aus mindestens 3 Mitgliedern bestehen. 
 
(4) Die Sitzungen der jeweiligen Arbeitsgruppen werden vom Vorstand nach Bedarf 
einberufen und betreut und sollten mindestens einmal innerhalb eines Quartals zu-
sammentreten. 
 
(5) Die Arbeitsgruppen legen ihre Arbeitsergebnisse dem Vorstand und der Mitglie-
derversammlung vor. 
 
(6) Beschlüsse fassen die Arbeitsgruppen mit einfacher Stimmenmehrheit ihrer Mit-
glieder. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 
 
(7) Die Arbeitsgruppen können sich eine Geschäftsordnung geben.  
 

D. Haushalt 

§ 8 Haushaltsplan und Jahresrechnung  
 
(1) Die laufenden Ausgaben des Vereins werden durch Mitgliedsbeiträge, deren Hö-
he durch die Mitgliederversammlung festgesetzt wird, sowie Spenden gedeckt. Für 
einmalige Maßnahmen können zusätzliche Umlagen bis zu einem Betrag von300  € 
jährlich pro Mitglied durch die Mitgliederversammlung beschlossen werden, wenn in 
der Tagesordnung der Zweck und die voraussichtliche Höhe der Umlage bekannt 
gegeben worden ist. 
 
(2) Solange der Haushaltsplan von der Mitgliederversammlung nicht beschlossen 
ist, darf der Vorstand höchstens so viele Aufwendungen vornehmen, die pro Monat 
einem Zwölftel des zuletzt beschlossenen Haushaltsplanes entsprechen.  
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§ 9 Kassenprüfer  
 
Die von der Mitgliederversammlung gewählten Kassenprüfer sind verpflichtet, spä-
testens alle 6 Monate und nach Schluss eines Geschäftsjahres eine eingehende 
Geschäfts- und Kassenprüfung vorzunehmen und darüber Bericht zu erstatten. Sie 
sind berechtigt, jederzeit stichprobenartige Prüfungen vorzunehmen.  
 
 
§ 10 Gewinne und sonstige Vereinsmittel  
 
(1) Etwaige Gewinne und sonstige Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungs-
mäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile 
und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mit-
teln des Vereins. 
 
(2) Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, 
oder durch eine unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden.  
 

E. Schlussvorschriften 

§ 11 Auflösung des Vereins und Zweckänderung  
 
(1) Die Auflösung des Vereins kann nur die Mitgliederversammlung mit einer Mehr-
heit von 3/4 der Mitglieder beschließen (siehe § 6 Abs. 4). Die Auseinandersetzung 
erfolgt nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
 
(2) Bei der Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke ist 
das Vermögen zu steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden. Beschlüsse über die 
künftige Verwendung des Vermögens dürfen erst nach Einwilligung des Finanzam-
tes ausgeführt werden. 
 
(3) Der Verein wird spätestens im, auf die Gründung einer Bürgerstiftung Schöne-
berg Plus folgenden, Kalenderjahr aufgelöst. Das Vereinsvermögen wird der Bür-
gerstiftung Schöneberg Plus überragen, sofern die Bürgerstiftung als gemeinnützig 
i.S. der Abgabenordnung anerkannt ist. 
 
(4) Für den Fall, dass bis zum 31.12.2013 keine Bürgerstiftung Schöneberg Plus 
gegründet wurde, wird der Verein Ende des Folgejahres aufgelöst und überträgt sein 
Vermögen der Initiative Bürgerstiftungen in Berlin.  
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§ 12 Gerichtsstand  
 
Erfüllungsort und Gerichtsstand ist der Sitz des Vereins (Berlin).  
 
 
§ 13 Übergangsvorschriften  
 
Sofern vom Registergericht oder dem Finanzamt Teile der Satzung beanstandet 
werden, ist der Vorstand ermächtigt, diese zur Behebung der Beanstandung abzu-
ändern. Für derartige Satzungsänderungen ist ein Beschluss der Mitgliederver-
sammlung nicht erforderlich.  
 

 

 

 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

„Förderverein zur Gründung einer Bürgerstiftung 
Schöneberg Plus“ e.V. 

Beitragsordnung - 29. September 2011 

gemäß § 3 (3) der Satzung des „Förderverein zur Gründung einer Bürgerstif-
tung Schöneberg Plus“ e. V.  
 
 
§ 1 
Der jährliche Mitgliedsbeitrag beträgt 5,0 Euro/Monat (60 Euro im Jahr). 
 
§ 2 
Auf Antrag kann der Mitgliedsbeitrag im Einzelfall reduziert werden. 
 
§ 3 
Die Mitgliedsbeiträge werden jährlich im Voraus jeweils im Januar fällig. Auf Antrag 
kann eine quartalsweise Fälligkeit vereinbart werden. 
 
§ 4 
(1) Diese Beitragsordnung tritt am Tag ihrer Verabschiedung in Kraft. 
 
(2) Sie wird erstmals mit dem Ziel der Anpassung zum 01. Januar2012 überprüft. 
 
§ 5 
Die durch die Mitglieder zu leistenden Mitgliedsbeiträge gelten als Spenden; über 
diese stellt der Verein Spendenquittungen aus. 


